
Privatisierungswahn stoppen, kommunale
Daseinsvorsorge erhalten!
Beschluss der 1. Tagung des 10. Parteitages der Linkspartei.PDS am 29./30.04
2006 in Halle/Saale
Die Linkspartei.PDS bekennt sich erneut zur Stärkung der Verantwortung der Kommunen,
Daseinsvorsorge für die Bürgerinnen und Bürger in den Städten und Gemeinden zu leisten
und dauerhaft zu garantieren.

Auf der Grundlage der bisherigen Beschlüsse der PDS und der Linkspartei.PDS, insbesondere
dem Beschluss für "Eine starke Bürgergesellschaft in starken Kommunen -
Kommunalpolitische Leitlinien der Linkspartei" - Beschluss der 3. Tagung des 9. Parteitages
der Linkspartei.PDS vom 10. und 11. Dezember 2005 in Dresden, erneuern wir die Positionen
für den konsequenten Erhalt kommunalen Eigentums.

Die Gewährleistung von sozialen, kulturellen und wirtschaftlichen Dienstleistungen
(Krankenhäuser, Kindergärten und Schulen, Wohnungsversorgung, Personennahverkehr,
Energieversorgung, Wasser- und Abwasserversorgung, Abfallwirtschaft u. a.) gehört zur
existentiellen Grundversorgung der Menschen. Daher steht die Linkspartei.PDS in
konsequenter Opposition zur Privatisierungspolitik und bemüht sich, Widerstand gegen
drohende Privatisierungen zu motivieren und zu unterstützen.

Nur in Ausnahmefällen ist die Trennung von kommunalem Eigentum politisch vertretbar:

 Bedingt durch die Bevölkerungsentwicklung müssen im Rahmen des
Stadtumbauprozesses Wohnungen, Ver- und Entsorgungsleistungen sowie
Einrichtungen der sozialen Infrastruktur der Entwicklung angepasst werden.

 Zur Gewährleistung der bedarfsgerechten Versorgung mit bezahlbarem Wohnraum
sollte eine Veräußerung von Wohnungen aus dem Bestand kommunaler
Wohnungsgesellschaften nur dann möglich sein, wenn

a. diese auf Wunsch und im Interesse der Mieter als mieternahe
Wohnungsprivatisierung erfolgt,

b. der Verkauf an in der Kommune verankerte Genossenschaften erfolgt,

c. wenn wirtschaftlich gesunde kommunale Wohnungsgesellschaften
insolvenzbedrohte kommunale Gesellschaften übernehmen,



d. insolvenzbedrohte kommunale Wohnungsgesellschaften durch Teilverkäufe im
Zusammenhang mit mehrheitlich getragenen Sanierungskonzepten für die
Gesellschaft zur Abwendung der Insolvenz beitragen können.

Beabsichtigte Veräußerungen von kommunalen Unternehmen sind durch die Mitglieder und
Mandatsträger der Linkspartei.PDS mit öffentlichen Diskussionsprozessen zu begleiten.
Einwohnerinnen und Einwohner sollen über Art und Weise der zu erbringenden Leistungen
der Daseinsvorsorge mitentscheiden können. Formen der direkten Demokratie wie
Einwohneranträge, Bürgerbegehren und Bürgerentscheid sind dabei hilfreich.
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Der Komplettverkauf kommunaler Wohnungen ist kein nachhaltiges Rezept zur Lösung der
Finanzprobleme der Kommunen.

Mit dem kompletten Verkauf des städtischen Eigentums an Wohnungen werden trotz der
geäußerten Erleichterung über die momentane Entschuldung der Stadt, die wirklichen
Ursachen die zur Überschuldung der öffentlichen Haushalte führen, nicht beseitigt oder
aufgehoben.

Dazu bedarf es einer Steuerreform, die diesen Namen auch verdient und den Kommunen
langfristig mehr Einnahmen sichert, um ihre sozialen und kommunalen Aufgaben zu erfüllen.

Private Investmentgesellschaften sind und bleiben der Gewinnerwirtschaftung für ihre
Anleger verpflichtet und nicht der sozialen Daseinsvorsorge in den Kommunen. Sie werden
sich deshalb auch nur solange an vereinbarte Konditionen halten, wie ihre
Renditeerwartungen sich erfüllen.

Erhalt und Schaffung bedarfsgerechter und bezahlbarer Wohnungen für alle
Bevölkerungsschichten ist und bleibt unser Anspruch.

Ein ausreichender Anteil von kommunalem und genossenschaftlichem Wohneigentum ist
dafür eine Voraussetzung. Außerdem können mit dem entsprechenden politischen Willen für



die Kommune bezahlbar, Wohnungs- und Obdachlosigkeit verhindert, die Miet- und
Betriebskostenentwicklung gedämpft, die Erneuerung durch Stadtumbau und
Quartiersmanagement großräumig organisiert werden. Soziale Stadterneuerung und
Stadtumbau sind unserer Auffassung nach ohne kommunales Wohneigentum nicht
realisierbar.

Deshalb haben wir uns auch in den Kommunalpolitischen Leitlinien, auf dem letzten
Parteitag, darauf geeinigt:

Eine vollständige Privatisierung der kommunalen Wohnungsunternehmen wird abgelehnt.

Sie widerspricht im Übrigen auch dem Parteiprogramm der Linkspartei.PDS mit seiner
Forderung nach Überwindung der Profitdominanz.

In dieser Situation halten es die AG Wohnen und die AG Kommunalpolitik für notwendig,
eine Reihe von Maßnahmen zur Öffentlichkeitsarbeit, zur Herausarbeitung von Lösungen für
das soziale Wohnen in Zeiten angespannter Haushalte und zur Herbeiführung einer
einheitlichen Position innerhalb der Partei vorzuschlagen.

Wir sind der Auffassung, sowohl der Vorstand als auch die Gliederungen der Linkspartei
sollten sich mit der Frage der Zukunft kommunaler Daseinsvorsorge - eingeschlossen das
Politikfeld Wohnen ,dass immer akuter in die kommunalen Belange und damit in die
Lebenswirklichkeit vieler Menschen eingreift -, intensiver befassen und in einem öffentlichen
Dialog politische Alternativen entwickeln.

Dazu ist es notwendig:

1. Die vollständige Privatisierung kommunaler Unternehmen in einer Stadt oder
Kommune sollte verhindert werden, um die notwendigen kommunalpolitischen
Gestaltungsspielräume zu erhalten. Über diesen Grundsatz, der in den
Kommunalpolitischen Leitlinien der Linkspartei festgelegt ist, sollte in den
Gliederungen der PDS stärker informiert und debattiert werden. Wir schlagen dazu die
Herausgabe eines Informationsheftes vor, das gemeinsam mit der Bundestagsfraktion
inhaltlich entwickelt werden soll.

2. Unter den Bedingungen der Sicherung der kommunalen Daseinsvorsorge in einem
Umfeld privatisierter Unternehmen kommen der Entwicklung von Formen öffentlicher
Einflussnahme und Kontrolle sowie der Stärkung der Bürger/innen - und
Verbraucher/innenrechte ein erheblicher Stellenwert zu. Insofern sollte die Linkspartei
Transparenz einfordern bzw. selbst herstellen sowie ihre Stadträte und
Gemeindevertreter in die Lage versetzen, in den entsprechenden Gremien im Interesse
des Gemeinwohls zu entscheiden.



3. Überall dort, wo Privatisierungen geplant sind, sollte die Linkspartei öffentliche
Diskussionsprozesse initiieren, damit Bürgerinnen und Bürger darüber entscheiden
können, in welcher Art und Weise Leistungen der kommunalen Daseinsvorsorge
erbracht werden sollen. Formen der direkten Demokratie - wie Bürgerbegehren und
Bürgerentscheid - sollten in diesem Zusammenhang genutzt werden.

4. Wir schlagen vor, Analyse und Verfassung einer Expertise zu finanzpolitischen und
kommunalen Alternativen zum Komplettverkauf von städtischen Gesellschaften durch
linke Kommunalwirtschaftler und die Linkspartei.PDS in Regierungsverantwortung
anzuregen.

5. Gemeinsam mit den Landesverbänden und den Fraktionen in Bundestag und
Landtagen sollten Grundsätze der Wohnungsprivatisierung entwickelt werden, die auf
Mieterprivatisierung und Genossenschaftsbildung orientieren, auf der Basis der
Grundsätze, wie sie in Berlin schon angedacht wurden.

6. Der Bundesvorstand wird aufgefordert, in geeigneten Formen einen öffentlichen
Diskussionsprozess zu initiieren und in diesem Zusammenhang einen Bundeskongress
"Soziales Wohnen" zu organisieren, auf dem Analysen, Expertisen und Alternativen
zum Verkauf öffentlichen Eigentums unter Beteiligung von Experten debattiert und
ausgetauscht werden können.

Der mit Stimmen aus der Stadtratsfraktion der Linkspartei.PDS zustande gekommene
Komplettverkauf der Dresdner Kommunalen Wohnungsbaugesellschaft (WOBA) hat zu einer
Grundsatzdebatte in und über die Linkspartei.PDS geführt. Dieser wird sowohl von einem
Großteil der Mitglieder, aber auch von Mieterverbänden und Vereinen wie
verantwortungsbewussten Wissenschaftler kritisch beurteilt. Zudem erhöht sich der Druck auf
andere kommunale Wohnungsunternehmen und Genossenschaften. Erstmalig hat sich in
Deutschland eine Stadt mit einem Schlag sämtlicher kommunaler Wohnungen, einschließlich
der damit verbundenen Gestaltungsspielräume, beraubt. Die zur Begründung herangezogene
Dresdner Sozialcharta ist ohne dingliche Sicherung im Grundbuch bei Teil- oder
Gesamtweiterverkäufen unwirksam.

Zu Rat gezogene Wissenschaftler beurteilen die Folgen eines solchen Komplettverkaufs
folgendermaßen:

 Der Komplett-Verkauf öffentlichen Wohnungen ist ein ungeeignetes Mittel zur
Sanierung der öffentlichen Haushalte.

 Finanzfonds sind nicht an sozialer Stadtentwicklung, sondern nur an ihrer Gewinn-
Maximierung interessiert.

 Eingegangene Verpflichtungen in dieser Hinsicht (Sozial-Charta) sind oft nicht
einklagbar. Der Rückkauf durch die Kommune bei Nichteinhaltung ist aufgrund der
Finanzlage nicht realistisch. Vertragsstrafen erscheinen in diesem Zusammenhang zu
vernachlässigen zu sein.



 Rendite der Investoren wird von der öffentlichen Hand letztendlich mit
Steuerausfällen und höheren Sozialausgaben wie Wohngeld "bezahlt".

 Langfristig gesehen führt die soziale Entmischung in Wohnvierteln zu höheren
öffentlichen Ausgaben für soziale Aufgaben.

 Öffentliche Hand verliert den Handlungsspielraum, um soziale Wohnungsversorgung
und soziale Stadtentwicklung und Stadtumbau großräumig zu steuern. Für beides sind
öffentliche Wohnungsunternehmen unerlässlich.

 Kommunen begeben sich dabei der Belegungsrechte für sozial Schwache, die durch
den zunehmenden Sozialabbau durch Hartz IV immer mehr werden. Für diese müssen
sie dann bei privatisierten Gesellschaften neue Belegungsrechte "ankaufen".


